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Die rechtlichen Rahmenbedingungen für das Streit-
beilegungsverfahren sind stark durch europa- 
rechtliche Vorgaben geprägt, die sich dem Ziel der 
Förderung des Binnenmarkts verschrieben haben.  
Die Richtlinie 2013/11/EU des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 21. Mai 2013 über die 
alternative Beilegung verbraucherrechtlicher Strei-
tigkeiten verpflichtet die EU-Mitgliedstaaten, bis 
zum 9. Juli 2015 gesetzlich dafür Sorge zu tragen, 
dass Verbrauchern bei bestimmten Streitigkeiten 
mit Unternehmern außergerichtliche Streitbeile-
gungsstellen zur Verfügung stehen. Etwas verspätet 
hat der deutsche Gesetzgeber am 19. Februar 2016 
das „Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie über al-
ternative Streitbeilegung in Verbraucherangelegen-
heiten und zur Durchführung der Verordnung über 
Online-Streitbeilegung in Verbraucherangelegen-
heiten“ verabschiedet. Am 25. Februar 2016 wurde 
es im Bundesgesetzblatt (BGBl) verkündet.3 Ab dem  
1. April 2016 trat es in Kraft.

Das Gesetz soll sicherstellen, dass für jegliche ver-
tragliche Streitigkeiten zwischen einem Verbraucher 
und einem Unternehmen eine außergerichtliche 
Streitbeilegung angeboten wird. Der ordentliche 
Rechtsweg wird dadurch nicht beschränkt. Vielmehr 
ergänzen sich die Möglichkeiten zur außergericht-
lichen Schlichtung sowie der gerichtlichen Klärung 
von Streitigkeiten sinnvoll. Dabei führt aber die 
Anhängigkeit der Streitigkeit bei Gericht oder ein 
in der Sache ergangenes Urteil eines Gerichts zwin-
gend zur Ablehnung der Durchführung eines Streit-
beilegungsverfahrens durch den Streitschlichter. 

Die Vorteile der außergerichtlichen Streitschlichtung 
liegen auf der Hand: Der Kunde kann eine Streitig-
keit weniger förmlich, unentgeltlich und schneller 
aufklären lassen. Er kann sich eines Rechtsbeistands 
bedienen, muss dies aber nicht. Die Bank kann frei-
willig die Kundenzufriedenheit durch ein geeignetes 
Beschwerdemanagement steigern und zum Erhalt 
einer durch Streitigkeiten strapazierten Geschäfts-
beziehung beitragen. 

Herzstück des Gesetzes ist das in Artikel 1 geregelte 
Gesetz über die alternative Streitbeilegung in Ver-
brauchersachen. Das sogenannte Verbraucherstreit-

beilegungsgesetz (VSBG) gilt in seinem sachlichen 
Anwendungsbereich auch für Verbraucherschlich-
tungsstellen, die nach anderen gesetzlichen Vor-
schriften anerkannt, beauftragt oder eingerichtet 
wurden, sofern diese anderen Rechtsvorschriften 
keine abweichenden Regelungen treffen, verglei-
che § 1 VSBG. Somit gilt das VSBG grundsätzlich 
auch für die Kundenbeschwerdestelle beim BVR. 
Andere Rechtsvorschriften, die vorrangig vor den 
Regelungen des VSBG gelten, sind gemäß § 14 Ab-
satz 3 UKlaG die Regelungen in der Finanzschlich-
tungsstellenverordnung (FinSV). Diese wurden als 
branchenspezifische Spezialregelungen vom Bun-
desministerium für Justiz und Verbraucherschutz 
erlassen.4 Die FinSV enthält nahezu regelmäßig 
spezialgesetzliche und damit vorrangig vor dem 
VSBG anzuwendende Vorschriften etwa zum Ver-
fahren der Streitbeilegung oder zur Organisation 
und Finanzierung der Schlichtungsstelle bis hin zu 
formellen wie materiellen Voraussetzungen für die 
Anerkennung der Kundenbeschwerdestelle beim 
BVR als private Verbraucherschlichtungsstelle. Da-
durch werden die Vorschriften im VSBG weitgehend 
(als lex generalis) verdrängt.
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